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A. Feststellung der Beschlussfähigkeit: 
 
1. Ladung: 

Sämtliche Mitglieder wurden ordnungsgemäß geladen.  

 

2. Anwesenheit und Stimmberechtigung: 

 Vorsitzender 
    Kern, Stefan     

 Mitglieder 
    Amtmann, Matthias     

    Bänsch, Ingeborg     

    Beck, Karin    bis 21.12 Uhr 
    Gott, Jürgen     

    Hahnel, Sonja     

    Handl, Gerda     

    Huber, Robert     

    Langner, Andreas     

    Lechner, Michael     

    Mayer, Thomas     

    Miner, Hilde     

    Rottenhuber, Martin     

    Schulz, Christine     
    Sürmeli, Talat     

    Vorleitner jun., Helmut    ab 19.23 Uhr 

    Werntshofner, Martin     

    Zietsch, Christine     

 

 Abwesende: 

 Mitglieder 
    Sachs, Peter    privat entschuldigt 

    Sass, Fabian    beruflich entschuldigt 

    Tränker, Florian    privat entschuldigt 
 

 

 Beschlussfähigkeit war gegeben. 
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B. Eintritt in die Tagesordnung: 
 

 

TOP  1 Abfrage von Änderungswünschen zur Tagesordnung 

 

Der Vorsitzende erkundigt sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. 

Die Reihenfolge der TOP bleibt unverändert.  

 

 

TOP  2 Genehmigung der Niederschrift über die vorangegangene öffentliche Sitzung 

 

Die Niederschrift über die vorangegangene öffentliche Gemeinderats-Sitzung wird genehmigt.  

 
zugestimmt Ja: 17  Nein: 0   
 

 

TOP  3 Erlass einer Verordnung zur Änderung der Verordnung des Landkreises München über 
das Landschaftsschutzgebiet „Hofoldinger und Höhenkirchner Forst“ zur Ermöglichung 
von Windenergieanlagen;  
Beteiligung der Gemeinde Brunnthal 

 
Sachverhalt: 
Der Landkreis München plant den Erlass einer Verordnung zur Änderung der Verordnung des Landkrei-

ses München über das Landschaftsschutzgebiet „Hofoldinger und Höhenkirchner Forst“, um Windener-

gieanlagen im Rahmen einer Zonierung zu ermöglichen. 

 

Die Gemeinde erhält hiermit die Möglichkeit, zu dem Verordnungsentwurf (Stand 11.05.2022) mit den 

dazugehörigen Karten (eine Übersichtskarte W1, M 1:50.000, sowie drei Karten W2, W3, W4, M 

1:25.000) Stellung zu nehmen. 

 
Bisher war der Bau von bis zu 250 m Windkraftanlagen grundsätzlich mit der Satzung des Landschafts-

schutzgebietes (LSG) kaum vereinbar. Auf Basis von gutachterlichen Aussagen hat die Landkreis-Verwal-

tung einen Vorschlag für eine planerische Konzeption des Landkreises München, die den Raum, hier ins-

besondere das Landschaftsschutzgebiet „Hofoldinger und Höhenkirchner Forst“, analysiert und die dor-

tige Nutzung von Windenergieanlagen räumlich steuert, erarbeitet. Er folgt damit der Empfehlung nach 

Nr. 8.2.3 BayWEE, ein Zonierungskonzept gemäß § 22 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG zu erstellen, um die Wind-

energienutzung auch in diesen Schutzgebieten ermöglichen zu können, ohne dass die betreffenden Flä-

chen insgesamt die Schutzwirkung des Landschaftsschutzgebiets verlieren. Da die Zonierung allein im 

Hinblick auf die Gestalt des Landschaftsschutzgebiets erfolgt, enthält sie keine Aussage über energie-

wirtschaftliche Aspekte, berücksichtigt jedoch den aktuellen Stand bzw. zukünftig zu erwartenden Stand 
der Technik, soweit dieser für die Kriterien zur Bemessung der Zonen relevant ist (z.B. Wirkung auf das 

Landschaftsbild und Höhe der Anlagen). Im Ergebnis sollen unproblematische Standorte im Schutzge-

biet für die Windenergienutzung freigegeben und die übrigen Standorte, die nicht vorab beurteilt wer-

den können bzw. bei denen Konfliktpotential besteht, einer Erlaubnispflicht mit Einzelfallprüfung unter-

worfen werden. 

Für den Bereich des Hofoldinger Forstes erfolgte nunmehr eine Verknüpfung mit bereits erstellten na-

turschutzfachlichen Unterlagen. Hierzu wurde das bestehende Gutachten, in dem ein Vorschlag für eine 

Zonierung des Landschaftsschutzgebiets unter Betrachtung des Landschaftsbildes und der Erholungswir-

kung erarbeitet worden war, im Hinblick auf das weitere Schutzgut des Naturhaushalts erweitert. 

Als nächster Schritt ist die Einleitung des Anhörungsverfahrens nach Art. 52 BayNatSchG vorgesehen. 
Hieran werden die Bevölkerung, die Träger öffentlicher Belange und die anerkannten Naturschutzver-

bände beteiligt und erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. 
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Mit dem vorliegenden Vorschlag für ein Zonierungskonzept soll die Nutzung von Windenergie im Land-
schaftsschutzgebiet „Hofoldinger und Höhenkirchner Forst“ ermöglicht werden. Denn angesichts der 

10H-Regelung und der politischen Absicht, künftig 2 % der Landesfläche für Windenergie zur Verfügung 

zu stellen, reichen im Landkreis München die Flächen außerhalb der Landschaftsschutzgebiete für eine 

entsprechende Versorgung mit Windenergie nicht aus. Es besteht ein öffentliches Interesse am Ausbau 

der Windenergie aus Gründen des Klimaschutzes. Dies folgt aus den regelmäßigen Berichten und Emp-

fehlungen des Weltklimarats (IPCC), dem Beschluss der UN-Klimakonferenz von Paris 2015 (Begrenzung 

des globalen Temperaturanstiegs auf 1,5 °C, max. auf 2°C) sowie der im Anschluss daran erfolgten euro-

päischen, nationalen und landesrechtlichen Gesetzgebung bzw. Rechtsprechung in Deutschland generell 

und damit auch in Bayern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits im April 2021 einer Beschwerde gegen das damalige deutsche 
Klimaschutzgesetz stattgegeben, weil danach nachfolgende Generationen mehr Klimaschutzverpflich-
tungen zu tragen gehabt hätten, als die heutige Generation. Mit einer am 31. August 2021 in Kraft ge-

tretenen Gesetzesnovelle hat die Bundesregierung die Klimaschutzvorgaben verschärft und das Ziel der 

Treibhausgasneutralität bis 2045 definiert. Bereits bis 2030 sollen die Emissionen nun um 65 Prozent 

gegen über 1990 sinken. 

Derzeit befindet sich ein umfangreiches Reformpaket im Gesetzgebungsverfahren (sog. „Osterpaket“), 

das deutliche Erleichterungen bei der Genehmigung erneuerbarer Energieträger bewirken soll. Im Ent-

wurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien 

und weiteren Maßnahmen im Stromsektor ist eine Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

enthalten, mit der im neu gefassten § 2 die besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien festge-
schrieben werden soll. Mit dem „Osterpaket“ sollen die Bundesländer auch verpflichtet werden, zwei 
Prozent der Landesfläche für die Nutzung der Windenergie auszuweisen. 

Wesentliche Ausbaupotenziale für die Stromerzeugung bieten in Bayern die Photovoltaik und die Wind-

energie. Im Landkreis München lag der erneuerbare Anteil an der Stromerzeugung im Jahr 2018 bei 

15,7 Prozent. Der prognostizierte Strombedarf im Jahr 2035 liegt bei etwa 3,1 TWh. Geothermie wird 

vor allem zur Wärmeversorgung benötigt werden. 

Macht man sich bewusst, dass zur Deckung dieses Strombedarfes etwa 70 Prozent aller nutzbaren 
Dachflächen im Landkreis mit Photovoltaikanlagen belegt sein müssten und zusätzlich etwa 1.200 
MWp an Freiflächen-Photovoltaik benötigt würden (2018 waren es ca. 8 MWp) sowie weiterhin etwa 
580 MW an installierter Windleistung erforderlich sind, wird die Größenordnung des Bedarfs und die 

Bedeutung von Wind- und Sonnenenergie zur Erreichung der Zielvorgaben deutlich. Deutlich wird 

dadurch auch, dass die Klimaziele nur mit Wind- und Sonnenenergie gemeinsam erreicht werden kön-

nen. Eine Windenergieanlage erzeugt ein Vielfaches an fossilfreiem Strom (Faktor 50) im Vergleich zu 

dem Energieaufwand, der zu ihrer Produktion benötigt wurde. Sie vermeidet zudem etwa die 1000-fa-
che Menge an Kohlendioxid, die ein Wald auf der gleichen Fläche im Zeitraum der Nutzungsdauer ei-

ner Windenergieanlage binden kann. Das Kompetenzzentrum für Naturschutz und Energiewende (KNE) 

empfiehlt deshalb, die Nutzung von Windenergie im Wald nicht generell auszuschließen. Würden Ver-

meidungsgrundsätze strikt angewendet und Besonderheiten bei Planung, Genehmigung, Bau und Be-

trieb von Windenergieanlagen umfassend beachtet, ist aus Sicht des KNE eine naturverträgliche Nutzung 
auf geeigneten Waldstandorten möglich und sinnvoll. 

Gemäß § 2 der Landschaftsschutzgebietsverordnung sind die Verbote von Veränderungen, die geeignet 

sind, die Natur zu schädigen, den Naturgenuss zu beeinträchtigen oder das Landschaftsbild zu verunstal-

ten, normiert worden. Die hierin enthaltenen Schutzzwecke entsprechen den Schutzzwecken nach § 26 

Abs. 1 BNatSchG. 

Die Verwaltung hat das Gutachten vom 10.05.2022 überprüft und festgestellt, dass es als Entschei-

dungsgrundlage für eine Zonierung des Landschaftsschutzgebietes zur Ermöglichung der Nutzung von 

Windenergie zu Grunde gelegt werden kann. Folgende Punkte sind dabei von Bedeutung: Das Gutachten 

empfiehlt eine Zonierung des Landschaftsschutzgebietes in zwei Zonen.  

In Zone a) ist die Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) zulässig (= „Ausnahmezone“), in Zone b) ist 
die Errichtung von Windenergieanlagen möglich, jedoch nur im Rahmen einer Einzelfallprüfung (= „Ent-

scheidungszone“). Von einer Ausweisung von Ausschlussbereichen, sog. „Tabuzonen“, wird abgesehen. 
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Zwar gibt es Bereiche wie den Waldrand, bei denen aufgrund der Beeinträchtigung der Schutzgüter für 
die Windenergienutzung ein erhebliches bzw. im Vergleich zu anderen Bereichen des Waldes erhöhtes 

Konfliktpotenzial besteht und die aufgrund der geschlossenen Gebietsstruktur des Waldes konkret ab-

grenzbar sind. Eine Herausstellung im Sinne eines besonders hervorzuhebenden Landschaftsbildes oder 

einer reichhaltigen Naturausstattung in einzelnen Bereichen (z.B. Weltnaturerbe bzw. vergleichbare 

Schutzwürdigkeit oder einzelne, ggf. überregional, besonders bedeutsame Flächen), die in einer Abwä-

gung zu Tabubereichen führen, die von Windenergieanlagen in jedem Fall freigehalten werden sollten, 

lässt sich jedoch nicht darstellen.  

Deswegen soll das Landschaftsschutzgebiet in zwei Zonen unterteilt werden: 

• „Entscheidungszone“: Gesamtes Landschaftsschutzgebiet als Flächen, auf denen die Möglichkeit der 
Errichtung von Anlagen im Rahmen einer Einzelfallprüfung (Erlaubnispflicht nach der Landschaftsschutz-

gebietsverordnung) besteht  

• „Ausnahmezone“: Ausgewiesene Flächen für Windenergieanlagen ohne Verlust der Schutzwirkung des 

Landschaftsschutzgebietes, also ohne erhebliche Beeinträchtigung der einzelnen Schutzzwecke des 

Landschaftsschutzgebietes 

Soweit die Änderung einer Landschaftsschutzgebietsverordnung zur Ermöglichung von Windenergie de-

ren Schutzzweck beeinträchtigt, ist diesem in der Abwägung das mit dem Ausbau der Windenergie ver-

folgte öffentliche Interesse des Klimaschutzes gegenüberzustellen. Eine Änderung der Landschafts-
schutzgebietsverordnung kommt nur in Betracht, wenn dieses öffentliche Interesse das Naturschutzinte-

resse überwiegt (vgl. BVerwG, Urteil vom 11.12.2003, 4 CN 10.02). Im Hinblick auf die Schutzzwecke des 

Landschaftsschutzgebietes ergibt sich Folgendes: 

 

I. Landschaftsbild  
Das Landschaftsschutzgebiet stellt einen geschlossenen, überwiegend forstwirtschaftlich genutzten 

Waldbestand dar, durch den sich das forstwirtschaftliche Wegeraster („Geräumte“) durchzieht. Das 

Landschaftsbild ist hier eindeutig das eines Wirtschaftsforstes, der stark durch die Aktivitäten des Men-

schen (Waldumbau, Wegeraster) geprägt ist. Der Grenzverlauf zwischen Wald und Offenland hebt sich 

dadurch besonders deutlich hervor. 
In der anschließenden Ausnahmezone kann räumlich gesehen eine erhebliche Beeinträchtigung des 

Landschaftsbildes als ausgeschlossen betrachtet werden. Der für die Windenergieanlagen vorgeschla-
gene Abstand im Wald von 675 m zu den im Landschaftsbild dominanten Wald – Offenland – Grenzräu-
men sorgt dafür, dass Windenergieanlagen die mächtigen Wirkungen der geschlossenen Waldkante in 

der umgebenden weiten Feldflur nicht übertönen, wodurch der Gebietscharakter des Landschafts-

schutzgebietes sowie das Landschaftsbild nicht prägend verändert werden. Eine Verunstaltung des 

Landschaftsbildes oder optisch bedrängende Wirkung kann damit ausgeschlossen werden. Denn der 

Abstand basiert auf dem aktuellen Stand der Technik. Gegenwärtig werden Anlagen in einem Rahmen 

mit einer Gesamthöhe von ca. 250m bis zu ca. 275m projektiert, wobei die höheren Anlagen auf See er-

richtet werden, so dass für Windenergieanlagen an Land noch Raum für die mögliche künftige Entwick-
lung besteht. Zu berücksichtigen ist auch, dass Ausgangspunkt für den Abstand eine durchschnittliche 
Waldrandhöhe von 25 m ist, deren Verlauf jedoch natürlicherweise nach oben und unten schwankt und 

zudem nicht jede Windenergieanlage bereits an der Grenze der Zone errichtet werden wird. Insoweit ist 

der dahinterliegende Proportionsgedanke im Hinblick auf dessen Gesamtwirkung mit einer entspre-

chenden Schwankungsbreite zu berücksichtigen. Zudem verändern sich die Grenzräume des Waldrandes 

ständig im Detail. Unter Einbeziehung einer Sichtlinie von einem ungefähr dreifachen Abstand der Höhe 

der Windenergieanlage ist somit von einem hinreichenden Abstand auszugehen, bei dem keine Beein-

trächtigung des Landschaftsbildes anzunehmen ist. 

 

II. Naturhaushalt  
Die vorgeschlagene Zonierung entspricht auch den impliziten funktionalen Entwicklungszielen des Land-

schaftsschutzgebietes zum Naturhaushalt. Sie berücksichtigt einerseits, dass es sich beim Landschafts-

schutzgebiet um einen großräumig homogenen Forst mit mosaikhaft verteilten Bewirtschaftungs-, 
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Schadens- und Waldumbauzuständen handelt, der keine teilnaturräumliche Differenziertheit hinsicht-
lich der Windenergienutzung nahelegt (Ausnahmezone). Sie berücksichtigt auch die in der Waldfunkti-

onskarte und mehreren kommunalen Flächennutzungsplänen dargestellten Ziele, wonach den Wald-
randbereichen hinsichtlich der im Zuge des Waldumbaus zu schaffenden Vielfalt an Biotopstrukturen 
besondere Bedeutung zugemessen werden soll (Erlaubniszone). Die Abarbeitung insbesondere von ar-

tenschutzrechtlichen Belangen findet auf nachgeordneter Ebene im Zuge der konkreten Genehmigungs-

vorhaben statt. Da es sich dabei um zwingendes Recht handelt, unterliegt die Abarbeitung dieser Be-

lange keiner Abwägung und ist somit auf dieser Ebene zu prüfen und umzusetzen. Das bedeutet: Auch 

wenn die Zonierung nicht auf weiteren funktionalen Differenzierungen beruht, sind diese zwingend im 
Zuge von nachfolgenden Genehmigungsverfahren durch forsttechnische Begleit- und naturschutzrecht-
liche Kompensationsmaßnahmen innerhalb und außerhalb der Zone so zu schaffen, dass eine gezielte 
Verstärkung der räumlichen Attraktivität oder aber Meidung von kollisionsgefährdeten Arten stattfin-

det. Von einer Schädigung der Natur ist daher grundsätzlich in beiden Zonen auf übergeordneter Be-

trachtungsebene nicht auszugehen. Es gibt keine Flächen, die bezüglich des Naturhaushalts der Nutzung 

von Windenergie von vornherein entgegenstehen. Dies wird durch die bereits erfolgten naturschutz-

fachlichen Untersuchungen durch die ARGEn bestätigt.  

 

III. Erholung/Naturgenuss  
Aus Erholungssicht werden die Windenergieanlagen für einen Teil der Bevölkerung als Wanderziel und 

für das Erleben der regenerativen und volatilen Naturkräfte des Windes als attraktiv erlebt werden. 

Für einen anderen Teil der Bevölkerung können sie den Naturgenuss stören. Das Landschaftsschutzge-
biet ist bereits jetzt durch bestehende Infrastruktur, wie die Autobahn A8, die Freileitungstrasse im Hö-

henkirchner Forst oder die asphaltierten Straßen, vorbelastet. Im Spannungsfeld zwischen Natur und 

Technik ist das Empfinden von Naturgenuss stark subjektiv geprägt und nur bedingt abschließend ein-

schätzbar. Im Bereich der Erlaubniszone erscheint die Beeinträchtigung jedoch höher als in der Ausnah-

mezone, da die Waldränder siedlungsnah sind und somit zu erwarten ist, dass sich Windenergieanlagen 

– rein durch die Sichtbarkeit – stärker auf die Erholung auswirken als innerhalb der Ausnahmezone. 

Durch den Gebietscharakter, den ein geschlossener Waldbestand mit sich bringt, werden Windenergie-
anlagen im Wald nur in einem sehr kleinen Teil (weit weniger als 10 %) des Hofoldinger und Hö-

henkirchner Forstes überhaupt zu sehen und zu hören sein. Der Gebietscharakter wird aus Erholungs-
sicht somit insbesondere bei einer Errichtung von Windenergieanlagen in der Erlaubniszone deutlich 

verändert, aber insgesamt nicht zerstört. Auch innerhalb der Ausnahmezone kann im nahen Umkreis 

einer Windenergieanlage nie gänzlich eine Beeinträchtigung des Naturgenusses ausgeschlossen werden. 

Allerdings ist hier bereits von einer geringeren Frequentierung durch Erholungssuchende auszugehen, so 

dass die Beeinträchtigung hier deutlich geringer ist. Dieser Beeinträchtigung ist jedoch das mit dem Aus-
bau der erneuerbaren Energien verfolgte öffentliche Interesse des Klimaschutzes gegenüberzustellen, 

der ein hohes Gewicht beizumessen ist (siehe oben), das insoweit überwiegt. 

 

IV. Ergebnis Gutachten 
Bei den für eine Zonierung gutachterlicherseits vorgeschlagenen Flächen (= Ausnahmezonen) handelt 
sich um zwei Teilflächen mit ca. 1155 ha (Höhenkirchner Forst) und ca. 1688 ha (Hofoldinger Forst, un-
terbrochen durch die Römerstraße). In der Summe ergibt das eine Zonierungsfläche von ca. 2843 ha, 

was einem Anteil von ca. 57 % am gesamten Landschaftsschutzgebiet (4977 ha) entspricht. Die verblei-

bende Fläche des Landschaftsschutzgebietes wird als Erlaubniszone ausgewiesen.  

 

Bei einem ungehinderten Voranschreiten des Klimawandels werden die meisten Artenschutzerfolge 

nach den Prognosen von Experten nur von vorübergehender Dauer sein. Es ist deshalb erforderlich, alle 

zur Verfügung stehenden Flächen auf Ihre Eignung zu überprüfen und die Errichtung von Windenergie-

anlagen auch in Landschaftsschutzgebieten zuzulassen. Landschaftsschutzgebiete sind keine freizuhal-

tenden Gebiete im Sinne von Ausschlussgebieten, nehmen aber große Flächen ein. Wegen des besonde-
ren öffentlichen Interesses für den Ausbau von Windenergie ist die Errichtung von Windenergieanlagen 

in Landschaftsschutzgebieten deshalb sinnvoll und, was die Projekte im Hofoldinger und Höhenkirchner 
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Forst betrifft, an den geplanten Standorten – in der Nähe der Autobahn bzw. einer Stromtrasse - ökolo-
gisch auch vertretbar. 

Landschaftsschutzgebiete sollen für Windenergievorhaben auch aufgrund des hohen Anteils an der Lan-

desfläche verstärkt genutzt werden. Zum einen sollen Windenergieanlagen voraussichtlich kraft Geset-

zes innerhalb von Landschaftsschutzgebieten generell zulässig sein, solange das Flächenziel nicht er-

reicht worden ist und soweit nicht Natura-2000-Gebiete oder Weltkultur- und Weltnaturerbeflächen be-

troffen sind. Zum anderen sollen unabhängig hiervon Windenenergieanlagen innerhalb von Landschafts-

schutzgebieten bereits zugelassen werden können, wenn dies planerisch vorgesehen ist. Möglicher-

weise sind damit nicht nur Zonierungen innerhalb der jeweiligen Landschaftsschutzgebietsverordnung, 

sondern auch andere planerische Ausweisungen z.B. im Regionalplan oder in Flächennutzungsplänen 

gemeint. 
 

Ergebnis für Brunnthaler Entscheidung: 

 

Auf Grund der geplanten Bundesgesetzänderungen, dem oben dargestellten Ergebnis des Gutachtens, 

als auch dem Ziel des Landkreises zum Ausbau regenerativer Energien scheint eine negative Stellung-

nahme der Gemeinde Brunnthal mit der dafür notwendiger fachlichen und rechtlichen Begrünung zu 

den geplanten Änderungen der Landschaftsschutzgebietsverordnung wenig aussichtsreich. Zum Erhalt 

des Landschaftsbildes mit Erholungsfunktion scheint vielmehr eine Beschränkung auf die an der Auto-

bahn liegenden Bereiche als einzig aussichtsreiche Steuerungsmöglichkeit. Dies kann aber wohl nur pri-

vatrechtlich, durch Standortsicherungsvertrag über den gesamten Gemeindebereich mit den Staatsfors-
ten erreicht werden und erfordert dann eine eigene Planung zur Realisierung, am besten durch ein Bür-

gerbeteiligungsmodell, wie es bereits viele Jahre von der Gemeinde verfolgt wurde. 

 
 
(bitte beachten: mehrere Beschlüsse) 
 

Beschluss: 
1. Der Gemeinderat nimmt die Änderungen der Verordnung des Landkreises München über das Land-

schaftsschutzgebiet „Hofoldinger und Höhenkirchner Forst“ zur Kenntnis und stimmt diesen zu. 
 

abgelehnt Ja: 5    Nein: 13 
 

 

2. Der erste Bürgermeister o.V.i.A. wird beauftragt, Verhandlungen zum Eintritt in die ARGE Windener-

gie Hofoldinger Forst aufzunehmen. 

 

zugestimmt Ja: 11    Nein: 7 
 

 
3. Sofern die ARGE eine Aufnahme ablehnt, wird der erste Bürgermeister o.V.i.A. zu Verhandlungen mit 

den Bayerischen Staatsforsten AöR zum Abschluss eines Standortsicherungsvertrags beauftragt. 

 

zugestimmt Ja: 15    Nein: 3 
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TOP  4 Breitbandversorgung für die Gemeindeteile Brunnthal Nord;  
Ergebnis der Markterkundung, weiteres Vorgehen 

 

Beschluss: 
1. Das Ergebnis der IK-T GmbH vom 13.05.2022 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die IK-T GmbH wird beauftragt, den bayerischen Förderantrag (FTTB) für alle nach derzeitigem Stand 

möglichen Bereiche zu stellen. 

3. Soweit möglich sollen die Herstellungsmaßnahmen für alle zuschussfähigen Bereiche noch in 2022 

abgewickelt werden. Der erste Bürgermeister o.V.i.A. wird deswegen zur weiteren Abwicklung er-

mächtigt (z.B. Zuschussantrag, Ausschreibung, Vergabe). Er kann dafür externe Dienstleister hinzuzie-

hen. 

4. In 2023 soll dann aufgrund der geänderten Förderbestimmungen die Erschließung der restlichen Be-

reiche erfolgen, die 2022 noch nicht gefördert werden. 

Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Schritte einzuleiten (Zuschussantrag, Ausschrei-
bung). Hierfür können externe Dienstleister hinzugezogen werden. Die erforderlichen Haushaltsmit-

tel sind in 2023 zur Verfügung zu stellen.  

 
zugestimmt Ja: 18  Nein: 0   
 

 

TOP  5 29. Änderung des Flächennutzungsplanes "Wasserstofftankstelle im GE nördlich der 
Tannenstraße und Burschenhütte", Hofolding;  
Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB), ggf. Fest-
stellungsbeschluss 

 

Beschluss: 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Brunnthal nimmt die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 

nach §§ 3 Abs. 2, 4a Abs. 3 BauGB in Verbindung mit der gleichzeitig durchgeführten Beteiligung der 

Behörden nach § 4 Abs. 2, 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf der 29. Flä-

chennutzungsplanänderung mit Begründung in der Fassung vom 09.06.2021 zur Kenntnis. 

 

2. Die Stellungnahmen der Behörden sowie die der Öffentlichkeit werden entsprechend dem Vortrag in 

der Sitzungsvorlage B/099/2022 (Anlage der Sitzungsniederschrift) behandelt. 

 

3. Die Entwürfe der Begründung und des Umweltberichts zur 29. Flächennutzungsplanänderung in der 

Fassung vom 09.06.2021 werden entsprechend geändert. Die Änderungen sind im Entwurf mit Be-
gründung und Umweltbericht in der Fassung vom 13.07.2022 eingearbeitet. Der Entwurf ist Anlage 

der Sitzungsvorlage. 

 

4. Im Übrigen ist nach Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange, die sich durch die im Rahmen 

des Bebauungsplanverfahrens abgegebenen Stellungnahmen ergeben haben, untereinander und ge-

geneinander eine über die beschlossenen Änderungen und Ergänzungen hinausgehende Änderung 

des Entwurfs der 29. Flächennutzungsplanänderung „Wasserstofftankstelle im GE nördlich der 

Tannenstraße und Burschenhütte“ mit Begründung in der Fassung vom 09.06.2021 nicht veranlasst. 

Die Verfahrensvermerke sind entsprechend anzupassen. 

 
5. Der Entwurf der 29. Flächennutzungsplanänderung „Wasserstofftankstelle im GE nördlich der 

Tannenstraße und Burschenhütte“ mit Begründung und Umweltbericht in der Fassung vom 

09.06.2021 ist nach Maßgabe der vorstehenden Ausführungen entsprechend zu überarbeiten und zu 

ergänzen. 
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6. Der so geänderte Planentwurf erhält die Fassung vom 13.07.2022. 
 

7. Der Gemeinderat der Gemeinde Brunnthal stellt die 29. Änderung des Flächennutzungsplans mit Be-

gründung und Umweltbericht in der Fassung vom 13.07.2022 fest. 

 
zugestimmt Ja: 15  Nein: 2  Abwesend: 1   
GRM Hahnel ist kurzzeitig abwesend.  

 

 

TOP  6 Kostenausgleich konnexitätsrelevanter Baukosten im Rahmen der Einführung des 
neuen neunjährigen Gymnasium (G9); 
Verfahrensvereinbarung zum Ausgleich konnexitätsrelevanter Baukosten im Rahmen 
der Einführung des neuen neunjährigen Gymnasium (G9) 

 
Beschluss: 
1. Der Verfahrensvereinbarung zum Ausgleich konnexitätsrelevanter Baukosten im Rahmen der Einfüh-

rung des neuen neunjährigen Gymnasiums (G9) wird zugestimmt.  

2. Der erste Bürgermeister o.V.i.A. wird bevollmächtigt, die vorliegende Verfahrensvereinbarung zum 

Ausgleich konnexitätsrelevanter Baukosten im Rahmen der Einführung des neuen neunjährigen Gymna-

siums (G9) zu unterzeichnen. 

 
zugestimmt Ja: 18  Nein: 0   
 

 

TOP  7 Bekanntgaben von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 

 

Der Vorsitzende gibt folgenden Beschluss aus der nichtöffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 
01.06.2022 bekannt, dessen Geheimhaltungsgründe weggefallen sind: 

TOP 3 (Grundstücksverkehr, Grundstück Flst. 190/2, Gemarkung Brunnthal, Straßenfläche Maurerweg; 

Genehmigung des notariellen Vertrages)  

 

 

TOP  8 Nach Erledigung der Tagesordnung: Bekanntgaben und Anfragen von Gemeinderats-
mitgliedern 

 

Der Vorsitzende informiert über folgende Angelegenheiten: 

1. Die vom Landkreis in Zusammenarbeit mit der Gemeinde vorgeschlagene Errichtung eines Radwegs 

auf vorhandenen Wegen im Forst parallel zur Kreisstraße M 9 (Faistenhaar-Kleinkarolinenfeld) wurde 

vom Freistaat nicht in das Förderprogramm aufgenommen (Unterlagen wurden im RIS eingestellt). 

 
2. AWO Kinderkrippe Raupennest, Umstrukturierung der Einrichtung.  

Der Hauptausschuss hat am 29.06.2022 die Umstrukturierung der AWO Kinderkrippe Raupennest ein-

stimmig zur Kenntnis genommen und sich für die Option 3 (Umwandlung von 2 Krippengruppen in eine 

Mini-Kita im Erdgeschoss und eine Großtagespflege im ersten Obergeschoss, 20 Kinder, ggf. 22 Kinder) 

ausgesprochen.  

 

 

 

 

Stefan Kern    Siegfried Hofmann 
Erster Bürgermeister    Schriftführer 

 


